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sprechen, so meinen wir, daß es Rechtsansprüche des einzel
nen an die Gesellschaft sind, die die notwendigen Voraus
setzungen zu schaffen hat, damit der Bürger seine Grund
rechte sowohl zum eigenen Wohle wie zum Wohle der Ge
sellschaft ausüben kann und staatlichen Schutz genießt, wenn 
ihm ein Grundrecht verweigert oder wenn es verletzt wird. 
Wir bezeichnen die ^Grundrechte als Rechte des Bürgers zur 
demokratischen Mitgestaltung der. Gesellschaft. Das heißt, 
daß im Vordergrund das g e m e i n s a m e  Handeln bei ih
rer Verwirklichung und ihrer weiteren Entwicklung steht, 
nicht die Frage der wechselseitigen Abgrenzung von Staat 
und Bürger durch Grundrechte.

Zu unserer positiven und von den Bürgern auch anerkann
ten Bilanz zählt, daß in der DDR ein Maß an Menschlichkeit 
und Mitmenschlichkeit, an Existenzsicherheit, sozialer Ge
rechtigkeit und Gleichheit verwirklicht worden ist, das in 
einer auf dem Privateigentum beruhenden Gesellschaft nicht 
erreichbar ist. Unsere weitere Arbeit mit den Grundrechten 
ist von der Feststellung des XI. Parteitages der SED bestimmt, 
daß die sozialistische Gesellschaft selbst um so reicher wird, 
je reicher sich die Individualität ihrer Mitglieder entfaltet. 
Die Rechtsstaatlichkeit der DDR muß auch vermittels seiner 
Grundrechtspraxis und -entwicklung im Bewußtsein der Bür
ger und auch international noch akzentuierter zum Ausdruck 
kommen.

Indem wir betonen, daß die Grundrechte des Bürgers in 
der Verfassung als Individualrechte aufzufassen sind, wird 
zum Ausdruck gebracht, daß sie jeder Bürger in Anspruch 
nehmen kann, um sein individuelles und familiäres Dasein 
nach seiner Interessenlage und aus eigener Initiative zu ge
stalten. Mit den Grundrechten will der Sozialismus seinen 
Bürgern ein hohes Maß individueller Freiheit verbürgen und 
muß dies auch, weil von der Entwicklung der Individualität, 
vom Wohlbefinden des einzelnen in der sozialistischen Ge
meinschaft ganz wesentlich die Entwicklung des Sozialismus 
als Gesellschaftsordnung bestimmt wird. Wenn aber die 
Grundrechte dem Bürger den freien Raum zur Entfaltung 
seiner Persönlichkeit und Individualität im Sozialismus und 
für seine Gestaltung verbürgen, so sind sie auch in diesem 
Sinne zu interpretieren und anzuwenden. Wenn wir deshalb 
Vor allem die politischen, sozialökonomischen und kulturel
len Rechte als gesellschafts g e s t a l t e n d e  Rechte bezeich
nen, so müssen wir gleichzeitig die Dialektik von individuel
ler und gesellschaftlicher Freiheit deutlicher hervorheben. Der 
Bürger erweitert seinen individuellen Freiheitsraum,' indem 
er den Arbeitsprozeß, das Bildungsgeschehen, die kommunale 
und die gesamtstaatliche Politik aktiv mitgestaltet und mit
bestimmt und unerläßliche materielle, soziale und politische 
Bedingungen für größere individuelle Freiheit schafft. Die 
Verwirklichung des Wohnungsbauprogramme seit dem 
VIII. Parteitag ist beispielhaft für diese Dialektik von in
dividueller und gesellschaftlicher Freiheit im Wirken unse
rer Grundrechte.

Es muß noch überzeugender gelingen, den Mitgestaltungs
charakter unserer Grundrechte als echten individuellen Frei
heitsgewinn deutlich zu machen. Häufig verkümmert diese 
große sozialistische Errungenschaft in Theorie und Praxis zu 
bloßer Routine. So ist z. B. deutlicher zu differenzieren zwi
schen der Erfüllung rechtlicher Pflichten des Bürgers, die In
halt seines Arbeitsrechtsverhältnisses,. seiner genossenschaft
lichen Mitgliedschaft, seiner Zulassung als Gewerbetreiben
der, seiner Eigenschaft als Wohnungsmieter usw. sind, die 
als normale Rechtspflichten zu befolgen sind, und der bewuß
ten, initiativreichen, über das Normale hinausgehenden Aus
übung eines Grundrechts mit dem Ziel, die gesellschaftlichen 
Verhältnisse über die eigene normale Pflichterfüllung hinaus 
durch spezifische Leistungen mitzugestalten und zu berei
chern.

Weil wir die Grundrechte unserer Verfassung als gesell
schaftsgestaltende Rechte verstehen, weil die materiellen, 
aber auch die gesellschaftlichen Bedingungen ihrer Realisie
rung fortwährend neu erarbeitet, bewahrt und entwickelt 
werden müssen, ist auch ihre Verwirklichung zu keiner Zeit 
ein abgeschlossener Prozeß, ein endgültig erreichter Zustand. 
Alle Grundrechte werden auf dem gegenwärtigen Stand der 
materiellen und sozialen Möglichkeiten der Gesellschaft ver

wirklicht. Dabei werden die völkerrechtlichen Standards be
achtet und befolgt. Über sie hinaus geschieht aber zugleich 
vieles mehr, als nur diesen Anforderungen zu genügen. Hier 
ist es Aufgabe des Völkerrechts, des Verfassungsrechts und 
anderer Disziplinen, sozialistische Menschenrechte klar und 
verständlich für die Bürger darzustellen, ihre individuelle 
Freiheit, aber auch ihre Verantwortung in der sozialistischen 
Gesellschaft herauszuarbeiten und fundierte Vorschläge für 
die weitere Ausprägung der Menschenrechte im inneren Ent
wicklungsprozeß unserer Gesellschaft und für den Ausbau 
friedlicher internationaler Kooperation zu unterbreiten — 
wissen wir doch, daß unsere Grundrechte vor allem in Ab
hängigkeit von unserer ökonomischen Leistungsfähigkeit, 
aber auch der weiteren friedlichen internationalen Entwick
lung in den nächsten Jahren mit erweiterter Substanz ver
wirklicht werden können.

Dabei kommt dem Staat und seinen Organen, den Volks
vertretungen und dem Staatsapparat, eine hohe Verantwor
tung zu. Für den einzelnen Bürger sind sie es in erster 
Linie, die die notwendigen Bedingungen und Voraussetzun
gen zu schaffen, die notwendigen Aktivitäten zu entwickeln 
haben, damit sich der Bürger z^B. hinreichend informieren 
und organisieren kann, um seine Meinungsfreiheit mit Sach
kunde und Effizienz in Anspruch zu nehmen. Sie müssen den 
Bürger wirksam vor ungesetzlichen Eingriffen in seine private 
und familiäre Sphäre, vor der Verletzung seiner Würde und 
dem Mißbrauch seiner Daten schützen. Dabei ist der Tatsache 
Rechnung zu tragen, daß unter sozialistischen Bedingungen 
das Spektrum staatlich zu gewährleistender Grundrechte un
vergleichlich breiter und für die Gesellschaft auch kostspie
liger, Ökonomisch aufwendiger, ist als im Kapitalismus. Dem 
Wesen des Sozialismus verpflichtet, bekennt sich der soziali
stische Staat dazu, die Würde des Menschen nicht nur als 
ideelles Postulat zu verstehen, sondern durch sozialpolitisches 
Handeln zu gewährleisten. Dafür werden alljährlich beträcht
liche Mittel des Staatshaushaltes eingesetzt.

Grundrechtsverwirklichung ist von staatsbürgerlicher 
Pflichterfüllung durch den einzelnen wie auch durch alle ge
sellschaftlichen und staatlichen Organe nicht zu trennen. Da
bei kann es auch zu Widersprüchen wegen fehlerhafter Ent
scheidungen, ungesetzlicher Verhaltensweisen oder auch un
billiger Forderungen kommen. In solchen Fällen ist es dem 
Bürger möglich, grundrechtliche Ansprüche, wenn sie ihm 
verwehrt werden, auch juristisch durchzusetzen.

Viele Bürger messen den Wert des Sozialismus nicht nur 
am alltäglich Positiven, etwa an der sozialen Geborgenheit, 
sondern auch daran, wie staatliche Organe und ihre Mitarbei
ter reagieren, wenn sie gefordert sind, eine tatsächliche oder 
vermeintliche Grundrechtsverletzung oder -Verweigerung zu 
klären. Die Bürger verfolgen mit großer Aufmerksamkeit, ob 
sie in die demokratische Entscheidungsfindung einbezogen 
sind und ob sie als Individuen rechtlich gleich und gerecht 
behandelt werden.

Der Weiterentwicklung des juristischen Grundrechtsschut
zes ist vor allem im Bereich des Verwaltungsrechts große 
Aufmerksamkeit zu widmen. Ihr kommt für den Schutz der 
Grundrechte der Bürger hoher Stellenwert zu, wie das auch 
die Gesetze der Volkskammer und die Verordnungen des Mi
nisterrates zur Nachprüfbarkeit von Verwaltungsentschei
dungen signalisieren. Auch hier befinden wir uns inmitten 
eines Prozesses der Vervollkommnung unserer sozialistischen 
Grundrechte und ihrer schützenden Funktion bei der Ent
faltung sozialistischer Persönlichkeiten zum Wohle des So
zialismus.

Es wäre aber irreführend, wenn der weitere Ausbau der 
juristischen Garantien verabsolutiert und das ganze Verhält
nis zwischen Bürger und Staat, insbesondere zwischen Bür
ger und Staatsapparat, nur darauf reduziert würde. Die Be
ziehungen zwischen ihnen sind grundsätzlich dadurch ge
prägt, daß einerseits der Staatsapparat den Bürger bei der 
Klärung seiner Anliegen und bei der Realisierung seiner be
rechtigten Interessen unterstützt, weil er der Staatsapparat 
der Arbeiter-und-Bauern-Macht und den Interessen der Bür
ger verpflichtet ist, und daß andererseits die Bürger aktiv an 
der Verwirklichung der staatlichen Aufgaben teilnehmen, ih
ren staatsbürgerlichen Pflichten gewissenhaft nachkommen


